Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Siebter Bericht und Empfehiung 

der Europa-Kommission 


zur Frage der Festlegung der europäischen Abgasnormen 


A. Problem 

Der Rat der Umweltminister der EG hat am 20./21. März 1985 
in einem Grundsatzbeschluß bestimmt, daß die europäischen 
Abgasnormen auf der Grundlage eines Vorschlages der EG- 
Kommission bis zum 30. Juni 1985 festgelegt werden. Dabei 
sollen, nach Fahrzeugkategorien abgestimmt, die Umweltaus- 
wirkungen der europäischen Normen den sich aus den US- 
Normen ergebenden Auswirkungen gleichwertig sein. 

Die EG-Kommission hat am 5. Juni 1985 Vorschläge für die 
Abgasgrenzwerte, gestaffelt nach Fahrzeugkategorien, vorge- 
legt. Diese Werte führen zu einer wesentlichen Verminderung 
des Schadstoffausstoßes. Die Vergleichbarkeit der Auswirkun- 
gen mit denen der US-Normen ist jedoch nicht gegeben. 


B. Lösung 

Nach Auffassung der Europa-Kommission ist der politische 
Rahmen, den der Beschluß des Ministerrates vom 20./21. März 
1985 vorgegeben hat, durch die Vorschläge der EG-Kommis- 
sion nicht ausgeschöpft worden. Vor einer Festlegung der eu- 
ropäischen Normen ist nach übereinstimmender Meinung der 
Europa-Kommission die Vergleichbarkeit der Auswirkungen 
mit den US-Normen in einem objektivierten Testverfahren, 
wie es vom Europäischen Parlament vorgeschlagen wurde, 
herzustellen. 

Einstimmigkeit in der Kommission 


C. Alternativen 

keine 
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D. Kosten 

keine 
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Bericht 


I. 

Die Europa-Kommission hat sich auf ihrer 19. Sit- 
zung am 21. Juni 1985 mit den Problemen der euro- 
paweiten Abgasreduzierung bei Kraftfahrzeugen, 
insbesondere mit den von der EG-Kommission 
hierzu vorgelegten Vorschlägen für die europäi- 
schen Normen der Abgasgrenzwerte befaßt. Sie hat 
dazu einen Vertreter der Bundesregierung gehört. 
Die Entschließung des Europäischen Parlaments 
zur Festlegung der europäischen Abgasnormen 
vom 13. Juni 1985 hat sie in ihre Beratungen einbe- 
zogen. 

II. 

Der Rat der Umweltminister der EG hat sich am 
20./21. März 1985 im Interesse einer europaweiten 
Regelung auf die Termine für die obligatorische 
Einführung der europäischen Emissionsnormen im 
Wege des Kompromisses geeinigt. Die Einführungs- 
termine sind nach Hubraumklassen gestaffelt und 
für die Wagen über 1,4 1 Hubraum verbindlich fest- 
gelegt. 

Bei Fahrzeugen unter 1,4 1 Hubraum sollen die 
europäische Norm und der Anwendungstermin 1987 
festgelegt werden. 

In einem Grundsatzbeschluß hat der Rat der Um- 
weltminister außerdem bestimmt, daß die künftigen 
europäischen Emissionsnormen nach den gestaffel- 
ten Fahrzeugkategorien abgestimmt werden, „so 
daß die Umweltauswirkungen in Europa den sich 
aus den US-Normen ergebenden Auswirkungen 
gleichwertig sein werden, wobei für jede Kategorie 
eine unterschiedliche Nutzungsweise zugrunde zu 
legen ist. . . . Die endgültige Entscheidung wird spä- 
testens am 30. Juni 1985 nach der Festsetzung der 
europäischen Normen für Fahrzeuge mit mehr als 
1 400 cm^ getroffen“. 

Die EG-Kommission hat am 5. Juni 1985 ihre Vor- 
schläge zu den Abgasgrenzwerten vorgelegt. Ent- 
sprechend der vom Ministerrat vorgenommenen 
Einteilung nach Fahrzeugkategorien sind für die 
einzelnen Schadstoffe folgende Grenzwerte (jeweils 
g/test) vorgeschlagen worden: 


Fahrzeugkategorie 

CO 

HC -1- NO^ 

NO, 

über 2 1 

25 

6,5 

3,5 

1,4 bis 2 1 

30 

8 

4 

bis 1,4 1 
ab 1. Oktober 
1990/91 

(entsprechend 
der Vorgabe 
des Minister- 
rates) 

45 

15 

6 


III. 

Der Vertreter der Bundesregierung hat dazu er- 
klärt, es sei unstrittig, daß durch die von der EG- 
Kommission vorgeschlagenen Grenzwerte eine we- 
sentliche Verminderung des Schadstoff ausstoßes 
erreicht werde. Diese Feststellung treffe auf alle 
drei Schadstoffgruppen zu und gelte auch im Be- 
reich der Mittelklassewagen. Nach der Auffassung 
des Bundesministers des Innern seien jedoch die 
für diese Fahrzeugkategorie vorgeschlagenen Ab- 
gasgrenzwerte nicht hinreichend streng, um in ih- 
ren Auswirkungen denen der US-Normen zu ent- 
sprechen. Diese Forderung der Äquivalenz sei aber 
der zentrale Punkt des Beschlusses der Umweltmi- 
nister vom 20./21. März 1985, der nicht in Frage 
gestellt werden dürfe. Es sei das Ziel der Bundesre- 
gierung, diese Forderung umzusetzen. Sie halte des- 
halb die für die Fahrzeuge der Mittelklasse vorge- 
schlagenen Abgasgrenzwerte für verbesserungsbe- 
dürftig. 

IV. 

Das Europäische Parlament hat in einer Entschlie- 
ßung vom 13. Juni 1985 die Notwendigkeit betont, 
für die Festlegung der europäischen Abgasnormen, 
die den US-Normen gleichwertig sein sollen, ein ob- 
jektivierbares Verfahren zu finden. Es schlägt des- 
halb für Personenkraftwagen über 1 400 cm^ vor: 

„Die Abgaswerte einer statistisch signifikanten 
Anzahl von Pkw verschiedener Typen, die die Zu- 
lassung nach dem amerikanischen Verfahren 
FTP 75 erhalten habe, wird nach dem europäi- 
schen Meßverfahren (ECE-Test) gemessen. Die so 
gemessenen Werte für Stickoxide (NOJ, Kohlen- 
wasserstoffe (HC) und Kohlenmonoxid (CO) wer- 
den als europäische Abgasnormen definiert.“ 


V. 

Die Europa-Kommission war der übereinstimmen- 
den Auffassung, daß die von der EG-Kommission 
vorgeschlagenen Abgasgrenzwerte zwar eine Ver- 
minderung des Schadstoff ausstoßes bewirken. 
Diese Verminderung reiche jedoch nicht aus, um 
die Umweltschädigungen in Zukunft wirksam zu 
verringern. Insbesondere gelte dies für die Grenz- 
werte der Stickoxide. Diese Schadstoffe seien die 
Hauptverursacher der Waldschäden. Die von der 
EG-Kommission vorgeschlagenen Abgasgrenz- 
werte berücksichtigten auch nicht die Zusammen- 
setzung der europäischen Wagenflotte. Diese vari- 
iere zwar in jedem Mitgliedstaat. Jedoch sei festzu- 
stellen, daß nur ein kleiner Anteil des Kraftfahr- 
zeugbestandes auf Wagen über 2 1 Hubraum ent- 
falle und damit den strengen Abgasnormen unter- 
worfen werde. Dagegen sei der weitaus überwie- 
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gende Anteil von Mittel- und Kleinwagen weiterhin 
für einen verhältnismäßig hohen Schadstoffausstoß 
verantwortlich. Dies führe zu einem nicht annehm- 
baren Gesamtergebnis. 

Die Europa-Kommission war sich darin einig, daß 
die Vergleichbarkeit der Auswirkungen von euro- 
päischen Normen und US-Normen nur in einer 
breitangelegten praktischen Untersuchung festge- 
stellt werden könne. Das vom europäischen Parla- 
ment vorgeschlagene Meßverfahren biete die Ge- 
währ, bei Berücksichtigung der Voraussetzungen 
und Bedingungen in Europa die Vergleichbarkeit 
der Auswirkungen festzustellen. Dieses Verfahren 
müsse vor der Festlegung der europäischen Nor- 
men angewandt werden. 


VI. 

Die Europa-Kommission gab einstimmig folgende 
Stellungnahme ab: 


Die Europa-Kommission erkennt an, daß die von 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten am 5. Juni 1985 vorgelegten Vorschläge für 
die Abgasgrenzwerte eine wesentliche Verminde- 
rung des Schadstoffausstoßes von Kraftfahr- 
zeugen vorsehen. 

Sie ist jedoch der Auffassung, daß die Abgas- 
grenzwerte der EG-Kommission nicht den Be- 
schlüssen des EP entsprechen. 

Die Europa-Kommission empfiehlt dem Deutschen 
Bundestag, 

die Bundesregierung aufzufordern, dafür einzu- 
treten, daß in sämtlichen Fahrzeugklassen die 
Grenzwerte entsprechend dem Stand der Tech- 
nik, insbesondere auch im Bereich der Stickoxide, 
wesentlich gesenkt werden. 

Dabei sollte im Ministerrat die Forderung des 
Europäischen Parlaments übernommen werden, 
daß die europäischen Festlegungen nach entspre- 
chenden vergleichenden Tests den US-Werten 
entsprechen. 


Bonn, den 21. Juni 1985 


Die Europa- Kommission 

Frau Dr. Hellwig 

Vorsitzende 
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